
Rechtsgrundlagen  
 
Baugesetzbuch i.d.F der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 22.07.2011 (BGBl. I S. 1509), 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) i.d.F. vom 23.01.1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 22.04.1993 (BGBI. I S. 466), 
Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90) i.d.F. vom 18.12.1990 (BGBl. I 1991 S. 58), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22.07.2011 (BGBl. I S. 1509), 
Hess. Bauordnung (HBO) vom 15.01.2011 (GVBI. I S. 46, 180), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Ge-
setzes vom 21.11.2012 (GVBl. I S. 444).  
 
 
 
 
1 Zeichenerklärung  
 

Übersichtskarte (Maßstab 1 : 25.000) 

Verfahrensvermerke im Verfahren nach § 13a BauGB:  
 
Der Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 BauGB wurde durch die Stadtverordneten-

versammlung gefasst am 

 

10.12.2012 

Der Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB wurde ortsüblich bekanntge-

macht am 

 

17.12.2012 

  

Die Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 2 BauGB wurde ortsüblich bekanntgemacht 

am  

 

17.12.2012 

Die Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 2 BauGB erfolgte in der Zeit vom  

bis einschließlich  

07.01.2013 

08.02.2013 

  

Der Satzungsbeschluss gem. § 10 Abs. 1 BauGB sowie § 5 HGO i.V.m. § 9 Abs. 4 

BauGB und § 81 HBO erfolgte durch die Stadtverordnetenversammlung am  

 

___.___.______ 

  

Die Bekanntmachungen erfolgten in der Taunus Zeitung.  

  

Ausfertigungsvermerk:   

Es wird bestätigt, dass der Inhalt dieses Bebauungsplanes mit den hierzu ergangenen 

Beschlüssen der Stadtverordnetenversammlung übereinstimmt und dass die für die 

Rechtswirksamkeit maßgebenden Verfahrensvorschriften eingehalten worden sind.  

 

 

 

  

Steinbach (Taunus), den ___.___.______  

  

  

___________  

Bürgermeister  

  

Rechtskraftvermerk:   

Der Bebauungsplan ist durch ortsübliche Bekanntmachung gem. § 10 Abs. 3 BauGB in 

Kraft getreten am:  

 

___.___.______ 

  

Steinbach (Taunus), den ___.___.______   

  

  

___________  

Bürgermeister  

 

 

2 Textliche Festsetzungen  
 

2.1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 Bau GB)  
 

2.1.1 Mischgebiet (MI) (§ 6 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 5, Abs. 6 Nr. 1 und Abs. 9 BauNVO)  
 

2.1.1.1 Im Mischgebiet sind die nach § 6 Abs. 2 BauNVO allgemein zulässigen Gartenbaubetriebe, 
Tankstellen und Vergnügungsstätten sowie die nach § 6 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise 
zulässigen Vergnügungsstätten unzulässig. 
 

2.1.1.2 Alle Arten von Einrichtungen und Betrieben, die auf den Verkauf erotischen Waren-
sortimentes und auf Darbietungen oder Handlungen mit sexuellem Charakter ausgerichtet 
sind, sind unzulässig. 
 

2.2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 Bau GB) 
 

2.2.1 Höhe baulicher Anlagen (§ 16 Abs. 3 Nr. 2 Bau NVO und § 18 Abs. 1 BauNVO) 
 

 Der untere Bezugspunkt für die Höhenermittlung ist auf eine Höhe über NN bezogen (vgl. 
Plankarte und Nutzungsmatrix). Der obere Bezungspunkt ist der obere Gebäudeabschluss 
(Oberkante Gebäude (OK Geb.)) und bezieht sich bei Flachdachgebäuden auf die Attikahöhe 
und bei Gebäuden mit Sattel- oder Pultdach auf die Firsthöhe.  
 

2.2.2 Zahl der Vollgeschosse (§§ 20 und 21a Abs. 1 BauNVO) 
 

 Tiefgaragengeschosse sind auf die Zahl der zulässigen Vollgeschosse nicht anzurechnen. 
 

2.2.3 Bauweise (§ 22 Abs. 4 BauNVO) 
 

 Im Mischgebiet der Nr. 4 gilt die abweichende Bauweise, dahingehend, dass die Gebäude 
eine Länge über 50 m haben dürfen.   

  
2.3 Abweichendes Maß der Tiefe der Abstandsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2a BauGB) 

 
 Die Mindestabstände der HBO dürfen zwischen den Mischgebieten der Nr. 3 und 4 unter-

schritten werden. Die Tiefe der Abstandsflächen wird auf mindestens 7,0 m festgesetzt. 
 

2.4 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwic klung von Boden, Natur und 
Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 
 

 Gehwege, Garagenzufahrten, Stellplätze sowie Hofflächen auf den Baugrundstücken sind 
mit Ausnahme der Zu- und Abfahrten, der Fahrstraßen sowie den Anlieferungszonen im 
Mischgebiet der Nr. 3 in wasserdurchlässiger Bauweise zu befestigen (z.B. wasser-
gebundene Wegedecken, weitfugige Pflasterungen, Rasenpflaster, Schotterrasen oder 
Porenpflaster).     
 

2.5 Bauliche und sonstige technische Vorkehrungen z um Schutz vor schädlichen Um-
welteinwirkungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 
 

2.5.1 Aktive Schallschutzmaßnahmen im Bereich des M ischgebietes (MI) der lfd. Nr. 3 
 

2.5.1.1 Die Fahrwege des Kundenparkplatzes sind mit Asphaltoberfläche zu versehen. 
 

2.5.1.2 Die Außenrampe und der Lkw-Standbereich für die Warenanlieferungen sind komplett 
einzuhausen.   

 

2.6 Anpflanzung und Erhaltung von Bäumen, Sträucher n und sonstigen Bepflanzungen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a und 25b BauGB) 
 

2.6.1 Anpflanzung von standortgerechten Gehölzen 
 

 Pro 10 Stellplätze ist mindestens ein einheimischer und standortgerechter großkroniger 
Laubbaum zu pflanzen und zu unterhalten. Der Bestand kann zur Anrechnung gebracht 
werden. Für die Anpflanzungen sind großkronige Laubbäume in der Qualität Hochstamm 
mit einem Stammumfang von mindestens 16 cm zu verwenden. Bei Anpflanzungen außer-
halb größerer Grünflächen ist eine geeignete Baumscheibe mit entsprechender Schutz-
vorkehrung vorzusehen.  
 

2.6.2 Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstige n Bepflanzungen 
 

 Zum Erhalt festgesetzte Bäume, Sträucher und sonstige Bepflanzungen sind zu unter-
halten und bei Absterben zu ersetzen; bei Baumaßnahmen sind sie gegen Be-
schädigungen zu schützen. 
 

2.6.3 Artenlisten 
 

 Artenliste 1 (Bäume): Pflanzqualität mind. Sol. / H., 3 x v., 14-16 bzw. Hei. 2 x v., 150-200 

Aescul. hippocastanum - Rosskastanie Tilia cordata - Winterlinde 
Acer campestre - Feldahorn Tilia platyphyllos - Sommerlinde 
Acer platanoides - Spitzahorn Sorbus aria - Gewöhnl. Mehlbeere 
Acer pseudoplatanus - Bergahorn Sorbus intermedia - Schwed. Mehlbeere 
Carpinus betulus - Hainbuche Sorbus aucuparia - Eberesche 
Juglans regia - Walnuss Prunus avium - Wildkirsche 
Malus div. spec. - Zierapfel Prunus div. spec. - Zierkirsche,  
Quercus robur - Stieleiche    Zierpflaume 
Quercus petraea - Traubeneiche   

Artenliste 2  (Einheimische Sträucher): Pflanzqualität mind. Str., v. 100-150 

Cornus sanguinea - Roter Hartriegel Ribes div. spec. - Beerensträucher 
Corylus avellana - Hasel Pyrus pyraster - Wildbirne 
Crataegus monogyna - Eingriffl. Weißdorn Rosa canina - Hundsrose 
Crataegus laevigata - Zweigriffl. Weißdorn Sambucus nigra - Schwarzer Holunder 
Lonicera xylosteum - Heckenkirsche Salix caprea - Salweide 
Malus sylvestris - Wildapfel Viburnum lantana - Wolliger Schneeball 

Artenliste 3  (Traditionelle Ziersträucher): Pflanzqualität mind. Str., v. 100-150 

Cornus mas - Kornelkirsche Philadelphus coronarius - Falscher Jasmin 
Buddleja davidii - Sommerflieder Ribes sanguineum - Blut-Johannisbeere 
Buxus sempervirens - Buchsbaum Syringa vulgaris - Flieder 
Deutzia hybrida - Deutzie Spiraea bumalda - Sommerspiere 
Hamamelis mollis - Zaubernuss Weigela florida - Weigelie 
Hydrangea macrophylla - Hortensie Rosa div. spec. - Rosen 
Mespilus germanica - Mispel   

Artenliste 4  (Kletterpflanzen): 

Clematis div. spec. - Clematis, Waldrebe Parthenocissus spec. - Wilder Wein 
Hedera helix - Efeu Vitis vinifera - Echter Wein 
Lonicera periclymenum - Wald-Geißblatt Humulus lupulus - Echter Hopfen 

 

Lonicera caprifolium - Geißblatt   
  

 
 
 

3 Bauordnungsrechtliche Gestaltungsvorschriften  
(Satzung gemäß § 81 Abs. 1 HBO i.V.m. § 9 Abs. 4 Ba uGB) 
 

3.1 Dachgestaltung (§ 81 Abs. 1 Nr. 1 HBO) 
 

3.1.1 Dachform und Dachneigung im Mischgebiet 
 

 Zulässig sind Dächer mit gegeneinander laufenden Dachflächen (Satteldächer, gegen-
einander versetzte Pultdächer etc.) und einer Neigung von 25° bis 40°. Flach geneigte 
Dächer unter 5° sind zulässig, wenn sie in extensiv er Form fachgerecht und dauerhaft 
begrünt werden. Bei Nebengebäuden sind neben Dächern, die sich in Form und Konstruk-
tion an den Dächern der Hauptgebäude orientieren, auch flach geneigte Dächer unter 10° 
zulässig.  
 

3.1.2 Dachform und Dachneigung innerhalb der Fläche n für Gemeinbedarf 
 

 Zulässig sind flach geneigte Dächer unter 5° sowie  Pultdächer mit einer Neigung von 5° bis 
30°. Für Nebenanlagen i.S.d. § 14 BauNVO und unterg eordnete Dächer sind abweichende 
Dachneigungen zulässig.  
 

3.1.3 Dacheindeckung und Anlagen zur aktiven Nutzun g von Solarenergie 
 

 Zulässig sind nicht spiegelnde oder reflektierende Materialien in den Farbtönen Rot, Grau 
und Anthrazit. Solar- und Fotovoltaikanlagen. 
 

3.2 Werbeanlagen (§ 81 Abs. Abs. 1 Nr. 1 HBO) 
 

 Werbeanlagen an Gebäuden dürfen die jeweilige Gebäudeoberkante nicht überschreiten. 
Die maximale Schriftgröße für Werbeanlagen beträgt 2,5 m. Lichtwerbungen in Form von 
Blink- oder Lauflichtern sind unzulässig. Fremdwerbung ist unzulässig.  
 

3.3 Einfriedungen (§ 81 Abs. 1 Nr. 3 HBO) 
 

 Zulässig sind ausschließlich offene Einfriedungen bis zu einer Höhe von maximal 1,50 m. 
Abweichend hiervon sind im Bereich der Flächen für Gemeinbedarf; Zweckbestimmung: 
„Sozialen Zwecken dienende Gebäude und Einrichtungen“ offene Einfriedungen bis zu 
einer Höhe von maximal 2,0 m zulässig. 
 

3.4 Abfall- und Wertstoffbehälter (§ 81 Abs. 1 Nr. 3 HBO ) 
 

 Die Standflächen für Abfall- und Wertstoffbehälter sind bei gewerblichen Nutzungen in den 
jeweiligen Betriebsgebäuden vorzusehen. Ausnahmsweise können die Standflächen auch  
außerhalb der Betriebsgebäude vorgesehen werden, wenn sie gegen eine allgemeine Ein-
sicht und Geruchsemissionen abgeschirmt werden.  
Gerüche emittierende Anlagen sind dem Stand der Technik nach so aufzustellen, zu er-
richten und zu betreiben, dass es zu keinen Gesundheitsgefährdungen oder erheblichen 
Belästigungen im Bereich schutzbedürftiger Daueraufenthaltsräume nach DIN 4109 
kommt. 
 

3.5 Begrünungen (§ 81 Abs. 1 Nr. 5 HBO) 
 

3.5.1 Mit Ausnahme des MI 3 sind mindestens 25 % der Grundstücksflächen mit einheimischen, 
standortgerechten Laubgehölzen der Artenlisten 1-3 (Ziffer 2.6.3) zu bepflanzen. Die nach 
Bauplanungsrecht auf dem Grundstück anzupflanzenden Gehölze können zur Anrechnung 
gebracht werden. Es gilt: 1 Baum / 100 m², 1 Strauch / 5 m². 

 

4.4.2 Abwasser, insbesondere Niederschlagswasser, soll von der Person, bei der es anfällt, ver-
wertet werden, wenn wasserwirtschaftliche und gesundheitliche Belange nicht entgegen-
stehen (§ 37 Abs. 4 Satz 1 HWG).  
 

4.5 Artenschutz 
 

4.5.1 Abbrucharbeiten sind außerhalb der der Brutzeit (1. März - 30. Sept.) durchzuführen. Der 
Glockenturm ist darüber hinaus unmittelbar vor Abriss durch eine Begehung auf überwintern-
de Fledermäuse zu kontrollieren. 
 

4.5.2 Als Ausgleich des möglichen Verlustes von Ruhe- und Fortpflanzungsstätten sind im unmit-
telbaren Umfeld des Baugrundstücks mindestens zwei Kombinationskästen für Fledermäuse 
und Mauersegler, mindestens zwei Kolonienistkästen für Sperlinge sowie mindestens zwei 
Halbhöhlen anzubringen und regelmäßig zu pflegen.  
 

4.5.3 Von einer Rodung von Bäumen und Gehölzen ist während der Brutzeit (1. März - 30. Sept.) 
gemäß § 39 BNatSchG abzusehen. Entfernte Bäume sollten durch entsprechende Ersatz-
pflanzungen einheimischer Laubgehölze ausgeglichen werden.  
 

 
 
 
 
 

 
 
 

4 
 

Hinweise und nachrichtliche Übernahmen  
 

4.1 Stellplatzsatzung 
 

 Auf die Stellplatzsatzung der Stadt Steinbach (Taunus) wird hingewiesen. Es gilt jeweils 
die zum Zeitpunkt der Bauantragstellung wirksame Fassung.  
 

4.2 Bodendenkmäler 
 

 Werden bei Erdarbeiten Bau- oder Bodendenkmäler bekannt, so ist dies dem Landesamt 
für Denkmalpflege Hessen (Abt. Archäologische Denkmalpflege) oder der Unteren Denk-
malschutzbehörde unverzüglich anzuzeigen. Der Fund und die Fundstelle sind bis zum 
Ablauf einer Woche nach der Anzeige im unveränderten Zustand zu erhalten und in geeig-
neter Weise vor Gefahren für die Erhaltung des Fundes zu schützen (§ 20 HDSchG). 
 

4.3 Wasserschutzgebiet 
 

 Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt innerhalb Zone IIIB des im Fest-
stellungsverfahren befindlichen Wasserschutzgebietes für die Brunnen Praunheim II der 
Stadt Frankfurt. Für die Festsetzung des Wasserschutzgebietes ist das Regierungspräsidi-
um Darmstadt, Abteilung Arbeitsschutz und Umwelt Frankfurt, Dez. 41.1 Grundwasser, 
Bodenschutz Ost zuständig. Die entsprechenden Schutzbestimmungen sind zu beachten. 
 

4.4 Verwertung von Niederschlagswasser 
 

4.4.1 Niederschlagswasser soll ortsnah versickert, verrieselt oder direkt oder über eine Kanalisa-
tion ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet werden, soweit 
dem weder wasserrechtliche noch sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften noch wasser-
wirtschaftliche Belange entgegenstehen (§ 55 Abs. 2 Satz 1 WHG).  
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